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KI macht Bildungsreform notwendig
ARBEIT DER ZUKUNFT Anwaltskanzleien und Beratungsfirmen brauchen kaum noch Berufseinsteiger für Zuarbeit.  
Doch ohne diese Lehrjahre fehlt der Nachwuchs für Spitzenpositionen. KONRAD HUMMLER

F rag doch rasch mal Claude!» Bis vor wenigen 
Monaten hätte man mit Unverständnis auf diese 
Aufforderung reagiert. Heute wird derjenige 

nicht mehr verstanden, der eines der Werkzeuge der 
künstlichen Intelligenz (KI) nicht nutzt, wenn es um die 
Klärung von Fragen irgendwelcher Art geht.

Ob Bauchschmerzen, Sandstrände mit wenig Publi-
kum, die gegnerischen Parteien im Dreissigjährigen 
Krieg, die wesentlichsten Unterschiede zwischen den 
Buchhaltungsstandards Swiss GAAP 
FER und IFRS – KI liefert allermeis-
tens die perfekte Antwort. Der Sieges-
zug der maschinengestützten Intelli-
genz ist nicht nur radikal, sondern 
auch unheimlich rasch. Bald einmal 
werden uns KI-Agenten auch noch sa-
gen, welche Fragen wir stellen sollten.

Das ist in jeder Hinsicht revolutio-
när. In keinem gesellschaftlichen Be-
reich wird ein Stein auf dem andern 
bleiben. Bereits sind die ersten Aus-
wirkungen sicht- und spürbar. So zum 
Beispiel in Anwaltskanzleien. Es 
braucht keine Substitute mehr. Also 
die grauen Mäuschen, zumeist erst vor 
Kurzem der universitären Ausbildung 
entsprungen, die bislang in mühseli-
ger Handarbeit die sachliche und 
rechtliche Evidenz für die Damen und 
Herren Anwälte zusammengetragen 
und die Exposés für die Klienten zu-
rechtgestiefelt hatten.

Nicht allzu fürstlich entlohnt, erledigten sie für ihre 
Chefs die Kleinarbeit und lernten dabei das Handwerk. 
Nach zwei, drei Jahren praktischer Ausbildungszeit 
durften sie dann zur Anwaltsprüfung antreten, um da-
nach ihrerseits Substitute zu beschäftigen.

Künstliche Intelligenz kann es besser
Es braucht sie nicht mehr, die Substitute. KI kann’s bes-
ser. Und was für den Berufsstand der Anwälte gilt, gilt – 
cum grano salis – auch für viele andere Berufsgattungen. 
Beratungsfirmen wie McKinsey oder Roland Berger war-
ben bis vor kurzer Zeit mit hohem Aufwand Abgänger 
von Universitäten und Managementschulen an, um sie 
nachher als Präsentationsproduzenten für Mandatsleiter 
sozusagen rund um die Uhr schuften zu lassen.

Tempi passati. KI kann’s besser. Es braucht die ge-
scheiten Mädels und Jüngelchen nicht mehr. Ein eini-
germassen vernünftig formulierter Auftrag an Claude 
oder eine andere Maschine produziert bessere Präsenta-
tionen, als es auch die bestausgebildeten Universitätsab-
gänger konnten. Weshalb? Weil KI das universelle Wis-
sen absaugt und in geeigneter Form reproduziert.

Die Folge: Es werden deutlich weniger Wasserträger 
in Kanzleien und Beratungsunternehmungen und Revi-

sionsgesellschaften angestellt. Ab-
sehbar sind als Nächstes Versiche-
rungen und Banken an der Reihe. KI 
kann’s besser. Es geht den einfache-
ren White Collar Jobs an den Kra-
gen. Dabei entsteht aber auch ein 
ernsthaftes Problem: Wie werden 
künftig Staranwälte und Topberater 
und Chefrevisoren und Banken-
CEO ausgebildet? Wer keine Finger-
übungen gemacht hat, kann auch 
die grosse Klaviatur nur mangelhaft 
bedienen. Ohne Ausbildung geht’s 
nicht. Wer die Resultate von KI ver-
stehen und anwenden will, muss zu-
vor gelernt haben, seinen Verstand 
anzuwenden.

Die Lösung des Problems liegt 
auf der Hand. Sie heisst Berufslehre. 
Genau so, wie ein Zimmermann 
oder ein Koch oder eine Friseurin 
während Jahren ihr Handwerk von 

Grund auf lernen muss, wird es auch notwendig sein, 
Auszubildende in denjenigen Berufen heranzuziehen, 
die bisher von Automation verschont geblieben waren.
Anwaltsverbände, grosse Kanzleien und Berufsgruppie-
rungen tun gut daran, die absehbare beziehungsweise 
schon existierende Ausbildungslücke so proaktiv anzu-
gehen. Sonst geht uns der berufliche Nachwuchs aus, be-
vor das der demografische Nachwuchs auch getan hat.

Auch die Fachhochschulen und Universitäten müs-
sen sich auf die neue Lage einstellen. Ihre Abgänger fin-
den immer schwieriger valable Jobs. Es wird sich die 
sehr schwierig zu beantwortende Frage stellen, inwie-
fern es noch Sinn macht, während langen Ausbildungs-
jahren kompiliertes Wissen in die Köpfe von Studenten 
zu hämmern und sie auf die Reproduktion von Auswen-
diggelerntem zu prüfen. Gibt es Methoden, um in Kom-
bination mit dem allgegenwärtigen Totalwissen von KI 

eine neue Art von Intellektualität zu erzeugen, die Zu-
sammenhänge versteht, die die richtigen Fragen an KI 
zu stellen in der Lage ist, die bezüglich Resultaten immer 
skeptisch und vorsichtig bleibt und die dennoch bereit 
ist, mit KI zur raschen Aktion zu schreiten?

Menschenbild entscheidend
Man wird wohl nicht darum herumkommen, eine 
gründliche Bildungsreform an die Hand zu nehmen. Da-
bei wird die Frage nach dem Menschenbild, das jeglicher 
Bildung unterliegt, absolut entscheidend sein. Schätzen 
wir den künftigen Menschen als Ausführungsgehilfen 
einer KI-Maschinerie ein, oder wollen wir im Gegenteil 
selbständig denkende und handelnde Wesen heranbil-
den, die den Möglichkeiten von KI zwar nicht auswei-
chen und durchaus von den Vorzügen auch Gebrauch 
machen können und wollen? Eine auf Freiheit ausge-
richtete Gesellschaft kann nur eine Antwort haben. Der 
Ausführungsgehilfe kann es nicht sein.

Schliesslich noch etwas. Die Industrialisierung und 
das Auto ersetzten sehr weitgehend die Muskelkraft des 
Menschen als Produktionsfaktor. Es gibt nur noch we-
nige Berufsgattungen, die streng oder gar verschleissend 
sind. Die allermeisten von uns können zumindest zeit-
weise beim Arbeiten sitzen. Die «Krankenschwester» 
gibt es nicht mehr, dafür die mehrheitlich am Bildschirm 
tätige Pflegefachfrau.

Wo Muskelkraft nicht mehr gebraucht wird, degene-
riert sie. Deshalb entstanden nach und nach Fitnesszen-
tren. Wer einigermassen rüstig in den Ruhestand will, 
sorgt durch regelmässiges Training vor. Mit KI erübrigt 
sich nun nicht mehr menschliche Muskelkraft. Viel-
mehr sind unsere Gehirnwindungen deutlich weniger 
gefragt. Es ist nur eine Frage der Zeit, dass eine Nach-
frage für Fitnesszentren fürs Denken entstehen wird.

Die Alternative wäre die allgemeine Verblödung, und 
die wollen wir uns lieber nicht vorstellen.

Fazit: Mit beziehungsweise dank KI gibt es allerhand 
zu tun. Wir müssen die Strukturen unserer Gesellschaft 
gründlich überdenken und wahrscheinlich auch zügig 
reformieren. Angst wäre ein schlechter Ratgeber in einer 
solchen Zeit des Aufbruchs. Besser ist freudige Akzep-
tanz und ein fester Wille, die Gestaltung der Zukunft 
nicht aus der Hand zu geben.

Konrad Hummler ist Gründer von M1AG, einem Think 
Tank für strategische Zeitfragen.

«Ohne Fingerübun-
gen, kann man die 

grosse Klaviatur 
nicht spielen.»
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Richtige?

WAS ZÄHLT

An deren Länge, Luxus und Kosten messen sich Oligarchen 
und Scheichs: Luxusjachten. Bei Normalbürgern sorgen sie im-
mer lauter für Unmut. So mussten Polizisten auf Schnellboo-
ten und Jetskis jüngst die «Boardwalk»-Superjacht von Milliar-
där und US-Botschafter in Italien, Tilman Fertitta, beim Anle-
gen in Venedig vor Hunderten, lautstarken Protestlern abschir-
men. Das 117 Meter lange Luxusschiff mit seinen zwei Pools 
gehört dabei noch lange nicht zu den spektakulärsten.

Bei den Megajachten werden regelmässig neue Bestmar-
ken gesetzt. Aktuell ist es die 180 Meter lange «Azzam», die 
dem Präsidenten der Vereinigten Arabischen Emirate, Scheich 
Chalifa bin Zayid Al Nahyan, gehört. Darauf folgt die 164 Meter 
lange Megajacht, Fulk Al Salamah, als prunkvolle Begleitjacht 
des Sultanats Oman. Nur einen halben Meter kürzer fällt  
die bekannte «Eclipse» des russischen Milliardärs Roman 
Abramowitsch aus, die über drei Helikopterlandeplätze und ein 

eigenes U-Boot verfügt. All die genannten Jachten bieten 
natürlich auch Platz für Tennisplätze und Kinosäle. Die einzige 
Segeljacht in diesem Ranking gehört dem russischen Milliar-
där Andrei Melnitschenko. «SY A», so der Name des Dreimas-
ters. Er hat insgesamt acht Decks und einen durchsichtigen 
Kiel, sodass man die Unterwasserwelt beobachten kann.  
Und sollte mal Flaute herrschen, sorgen Dieselmotoren für  
den notwendigen Antrieb.� ST

Bei  der Diskussion über strengere 
Kapitalanforderungen für system-
relevante Banken spielen die Kos-

ten des Eigenkapitals eine zentrale Rolle. 
Bankenvertreter verweisen auf Erfahrun-
gen am Markt, wonach Eigenkapital 
«teuer» sei. Daraus schliessen sie, dass hö-
here regulatorisch vorgeschriebene Eigen-
mittel die Kreditvergabe und andere Bank-
dienstleistungen für die Wirtschaft verteu-
ern könnten.

Regulatoren und Wissenschaftler hal-
ten dagegen und verweisen auf die Er-
kenntnisse der Nobelpreisträger Modig-
liani und Miller. Eine stärkere Eigenkapi-
talfinanzierung gehe mit tieferen Risiken 
einher, führe zu niedrigeren Risikoprä-
mien und dies wirke einer Kostensteige-
rung entgegen.

Diese technische Diskussion verdeckt 
grundlegende, transparente Zusammen-
hänge und verschleiert, dass die scheinbar 
konträren Sichtweisen durchaus mitein-
ander vereinbar sind. Die unterschiedli-
chen Bewertungen ergeben sich im 
Wesentlichen aus verschieden engen 
Kosten- und Nutzenabgrenzungen. Ban-
kenvertreter fokussieren auf die bank-
internen Kosten und Nutzen, während 
Regulatoren die gesamtwirtschaftlichen 
Effekte im Blick haben.

Dies verdeutlicht der Blick auf eine 
Bankbilanz, deren Aktivseite die Vermö-
genswerte der Bank ausweist, während die 
Passivseite Aufschluss über die Finanzie-
rung gibt. Zentral ist, dass die Bilanz-
summe auf der Aktiv- und Passivseite 
identisch ist.

Solange der Markt die Aktiva nicht neu 
bewertet, bleibt somit auch der Gesamt-
wert der Passiva unverändert. Für den 
Wert der Bank sollte die Struktur der Pas-
siva demnach keine Rolle spielen. Insbe-
sondere sollten Eigen- und Fremdkapital 
zum richtigen Preis beliebig gegeneinan-
der ausgetauscht werden können.

Aktionäre profitieren
Warum stemmen sich Bankenvertreter 
dann so vehement gegen mehr Eigenkapi-
tal? Die Erklärung ist denkbar einfach. 
Neben Fremd- und Eigenkapitalgebern 
hat auch der Staat Ansprüche und Ver-
pflichtungen gegenüber der Bank.

Ein höherer Verschuldungsgrad verän-
dert diese staatlichen Ansprüche und Ver-
pflichtungen und damit den Teil des Werts 
der Aktiva, der den privaten Kapitalge-
bern zugutekommt. Da Fremdkapital 
marktüblich verzinst wird, sind von der 
Veränderung vor allem die Aktionäre be-

troffen: Sie profitieren, wenn staatliche 
Ansprüche geringer ausfallen oder staatli-
che Verpflichtungen gegenüber der Bank 
zunehmen.

Am deutlichsten wird dies bei Steuern. 
Da die Erträge aus den Aktiva der Bank 
steuerpflichtig sind, fliessen sie neben den 
Fremd- und Eigenkapitalgebern auch an 
den Staat. Die unterschiedliche steuerli-
che Behandlung von Fremd- und Eigenka-
pital führt dazu, dass höhere Verschul-
dung die gesamte Steuerlast der Bank 
reduziert und damit höhere Dividenden 
ermöglicht. Verschuldung begünstigt also 
die Eigenkapitalgeber – nicht, weil sie 

einen volkswirtschaftlichen Mehrwert 
schafft, sondern weil sie zu einer Umver-
teilung vom Steuerzahler zu den Aktionä-
ren führt.

Implizite Staatsgarantien wirken ähn-
lich. Werden systemrelevante Banken im 
Krisenfall gestützt, trägt der Staat bereits 
im Vorfeld eine bedingte Verpflichtung 
gegenüber den Gläubigern der Bank. Je 
geringer das Eigenkapital, desto höher die 
Wahrscheinlichkeit einer staatlichen 
Unterstützung und desto grösser der Wert 
dieser impliziten Garantie zugunsten der 
Fremdkapitalgeber. Da die Garantie die 
Risikoprämien auf Fremdkapital redu-
ziert, profitieren letztlich die Aktionäre 
von der staatlichen Subventionierung des 
Fremdkapitals.

Höhere Verschuldung führt somit auch 
auf diesem Weg zu Vorteilen für die Aktio-
näre. Studien der Schweizerischen Natio-
nalbank (2021) sowie von Forschern der 
Universität Bern (2026) beziffern den jähr-
lichen Effekt in der Schweiz auf Beträge in 
Milliardenhöhe. Dieser Befund gilt umso 
mehr, wenn zusätzlich berücksichtigt 
wird, dass der Staat auch die von Banken 
geschöpften Sichtguthaben absichert.

Daraus ergibt sich folgendes Zwischen-
fazit: Eine Verschärfung der Eigenmittel-
anforderungen an systemrelevante Ban-

ken ist aus Sicht der Aktionäre unattraktiv, 
da sie implizite Subventionen reduziert 
und das Verursacherprinzip zulasten der 
Eigner stärker durchsetzt.

AT1-Anleihen günstiger?
Wenn in diesem Zusammenhang von 
«Nachteilen für die Wirtschaft» die Rede 
ist, betreffen diese in der Regel die Nutz-
niesser des bestehenden Arrangements  – 
insbesondere die Eigner der Bank und das 
Management, gegebenenfalls auch die 
Kreditnehmer, wenn Finanzierungsvor-
teile an die Kunden weitergegeben wer-
den. Dem stehen geringere Belastungen 
für die Allgemeinheit gegenüber.

Die einfache Bilanzlogik lässt weitere 
Schlüsse zu. Erstens ist nicht davon auszu-
gehen, dass verschärfte Eigenmittelanfor-
derungen die Aufnahme von neuem Kapi-
tal erschweren. Eine Verschärfung des 
regulatorischen Umfelds belastet die der-
zeitigen Aktionäre, muss jedoch kein Hin-
dernis für die Neuemission von Eigenka-
pital darstellen.

Zweitens ist unklar, wie AT1-Anleihen 
die Rolle einer stärkeren Eigenkapitalde-
cke übernehmen und gleichzeitig «günsti-
ger» sein sollen. Wenn der Wert der Bank 
durch ihre Aktiva bestimmt wird und die 

Warum Banken gegen mehr Eigenkapital kämpfen – und wer davon profitiert
REGULIERUNG Eine höhere Verschuldung nützt vor allem Aktionären auf Kosten der Allgemeinheit. Warum daher gerade das Klagen der Manager für strengere Regeln spricht. DIRK NIEPELT

«Verschuldung begünstigt 
die Eigekapitalgeber, weil 
sie zu einer Umverteilung 
vom Steuerzahler zu den 

Aktionären führt.»

schriften die Finanzierung verteuerten, 
spricht dies für derartige Massnahmen. 
Denn eine Straffung der Eigenmittelan-
forderungen verteuert die Finanzie-
rung nur dann, wenn die Eigner ohne 
die Straffung noch Lasten auf andere 
überwälzen.

Neben der Umverteilungsproblema-
tik sprechen auch Effizienzgründe für 
ein kräftiges Eigenkapitalpolster von 
Banken. Hohe Verschuldung führt zu 
der problematischen Situation, dass 
Gewinne vor allem an Aktionäre und 
Management fliessen, während Verluste 
aufgrund der beschränkten Haftung der 
Aktionäre auch Gläubiger, Staat und 
Allgemeinheit treffen.

Diese Asymmetrie kann das Manage-
ment dazu verleiten, Worst-Case-Szena-
rien bei Kredit- und Anlageentscheidun-
gen auszublenden und übermässig Risi-
ken einzugehen. Eine stärkere Eigenka-
pitalbasis dämpft dieses Moral-Hazard-
Problem und begünstigt damit gesamt-
wirtschaftlich vernünftige Investitions-
entscheidungen.

Dirk Niepelt ist Professor für Makroöko-
nomie und Dekan der Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliche Fakultät an der 
Universität Bern.

Der neue Verteidigungspakt zwischen 
Saudi-Arabien, der Türkei und Pakistan 
verändert das strategische Gefüge im 
Nahen Osten: weg von einer Ordnung, 
in der Washington fast allein für den 
Schutz seiner Partner zuständig war, hin 
zu einem System, in dem regionale 
Mächte ihre Sicherheit stärker selbst or-
ganisieren. Das bedeutet allerdings noch 
keinen Bruch mit den USA. Im Gegen-
teil: Der Pakt zielt auf jene Lastentei-
lung, die Washington seit Jahren fordert.

Saudi-Arabien will sich nicht mehr 
ausschliesslich darauf verlassen, dass 
die USA im Ernstfall für seine Sicherheit 
einstehen. Von einer Abkehr von Ame-
rika kann aber keine Rede sein. Auch 
Ankara und Islamabad sind militärisch 
eng mit den Vereinigten Staaten verbun-
den.

Mahdi Ghuloom, Golfexperte beim 
Thinktank Observer Research Founda-
tion Middle East (ORF) in Dubai, bringt 
dieses Verhältnis auf eine prägnante 
Formel: «Die militärischen Fähigkeiten 
der drei Staaten beruhen weiterhin auf 
einem amerikanischen Skelett.»

Eine wichtige Botschaft richtet sich 
an das Regime in Teheran. Nach den Er-
fahrungen der Golfstaaten mit irani-
schen Angriffen und Attacken seiner 
Stellvertreter soll in Teheran klar sein, 

dass künftige Aggressionen nicht mehr 
zwangsläufig nur von einem einzelnen 
Staat beantwortet werden. Dennoch 
wäre es falsch, von einer «islamischen 
Nato» zu sprechen.

Der Mekka-Verteidigungspakt schafft 
nach bisherigem Kenntnisstand keinen 
automatischen Bündnisfall nach dem 
Vorbild von Artikel 5. Ein begrenzter 
Huthi-Angriff auf Saudi-Arabien würde 
deshalb kaum automatisch türkische 
oder pakistanische Truppen mobilisie-
ren. Im Vordergrund stehen Abschre-
ckung, gemeinsame Übungen, Ausbil-
dung und Rüstungskooperation.

Auch gegen Israel richtet sich das 

Bündnis nicht. Dafür sind Saudi-Ara-
bien und die Türkei zu eng in die ameri-
kanische Sicherheitsordnung eingebun-
den. Ein gegen Israel gerichteter Militär-
block wichtiger US-Partner wäre mit 
dieser Ordnung kaum vereinbar.

Spekulationen über einen pakistani-
schen Atomschirm für Saudi-Arabien 
und die Türkei gehen ebenfalls zu weit. 
Dafür gibt es bislang keine belastbaren 
Hinweise. Das Abkommen betrifft zu-
nächst konventionelle Verteidigung. Die 
saudischen Nuklearpläne und die Ver-
handlungen mit Washington über ein zi-
viles Atomprogramm sind davon zu 
trennen.

Strategisch interessant ist derzeit we-
niger, was der Pakt heute kann, als das, 
was aus ihm werden könnte. Katar wäre 
wegen seiner engen Beziehungen zu al-
len drei Staaten ein naheliegender Bei-
trittskandidat; später könnten Länder 
wie Ägypten oder Bahrain folgen. Aus 
dem Dreierbündnis könnte so der Kern 
einer neuen regionalen Sicherheits-
struktur entstehen.

Der Mittlere Osten wird damit nicht 
postamerikanisch. Aber er verlässt sich 
weniger als bisher auf die USA. Sie blei-
ben die entscheidende Macht im Hinter-
grund, während ihre Partner beginnen, 
untereinander Strukturen aufzubauen, 

Was der neue Nahost-Pakt wirklich kann
DREIERBÜNDNIS IN MEKKA Saudi-Arabien, die Türkei und Pakistan organisieren ihre Sicherheit neu und 

«Spekulationen über  
einen pakistanischen 

Atomschirm für 
Saudi-Arabien und  

die Türkei gehen  
zu weit.»

Kapitalstruktur lediglich die Verteilung 
dieses Werts regelt, schafft sie keinen 
gesellschaftlichen Mehrwert. Sollten 
AT1-Anleihen tatsächlich «günstiger» 
als Eigenkapital platziert werden kön-
nen, deutet dies darauf hin, dass auch sie 
von einer impliziten Staatsgarantie 
profitieren.

Schliesslich liefert die Bilanzlogik 
eine verblüffend einfache Antwort auf 
die Frage, wie hoch das Eigenkapital 
einer systemrelevanten Bank sein 
sollte. Solange Aktionäre und ihre Ver-
treter darüber klagen, dass geplante 
Verschärfungen der Eigenmittelvor-

«Neben der Umverteilungs-
problematik sprechen  
auch Effizienzgründe  

für ein kräftiges  
Eigenkapitalpolster.»


